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Text 

§ 24. 

(1) Die Geschäftsführer dürfen ohne Einwilligung der Gesellschaft weder Geschäfte in deren 
Geschäftszweige für eigene oder fremde Rechnung machen, noch bei einer Gesellschaft des gleichen 
Geschäftszweiges als persönlich haftende Gesellschafter sich beteiligen oder eine Stelle im Vorstande oder 
Aufsichtsrate oder als Geschäftsführer bekleiden. 

(2) Die Einwilligung kann hinsichtlich der zu Geschäftsführern bestellten Gesellschafter im 
Gesellschaftsvertrage allgemein ausgesprochen sein. Sie ist außerdem schon dann anzunehmen, wenn bei 
Bestellung eines Gesellschafters zum Geschäftsführer den übrigen Gesellschaftern eine solche Tätigkeit oder 
Teilnahme desselben bekannt war und gleichwohl deren Aufgebung nicht ausdrücklich bedungen wurde. Die 
Einwilligung ist jederzeit widerruflich. 

(3) Die Bestellung von Geschäftsführern, die das im ersten Absatze ausgesprochene Verbot übertreten, kann 
ohne Verpflichtung zur Leistung einer Entschädigung widerrufen werden. Die Gesellschaft kann überdies 
Schadenersatz fordern oder statt dessen verlangen, daß die für Rechnung des Geschäftsführers gemachten 
Geschäfte als für ihre Rechnung geschlossen angesehen werden. Bezüglich der für fremde Rechnung 
geschlossenen Geschäfte kann sie die Herausgabe der hiefür bezogenen Vergütung oder Abtretung des 
Anspruches auf die Vergütung begehren. 

(4) Die vorstehend bezeichneten Rechte der Gesellschaft erlöschen in drei Monaten von dem Tage, an dem 
sämtliche Mitglieder des Aufsichtsrates oder, wenn kein Aufsichtsrat besteht, die übrigen Geschäftsführer von 
der sie begründenden Tatsache Kenntnis erlangt haben, jedenfalls aber in fünf Jahren von ihrem Entstehen an. 


